
Die Verbundenheit von Staat und 

Kirche beim System der Koordination im 20. Jahrhundert in der Bundesrepublik

Für das heutige Verhältnis von Kirche und Staat in der Bundesrepublik wurde eine bestimmte geschichtliche Entwicklung maßgebend: 
· Der Staat wird seit der Aufklärung rational innerweltlich begründet und verstanden. Die Kirchen wurden sich zunehmend ihres nichtweltlichen Ursprungs bewusst, d.h. eigenständig und für den Staat unverfügbar. 
· Im Zuge einer starken Säkularisierung des öffentlichen und privaten Lebens, sind die großen Kirchen nur noch von ihrem Mitgliederbestand her Volkskirchen, hinsichtlich übereinstimmender Überzeugungen muss man eher von einer Missions- und Diasporasituation sprechen. 
· Der demokratische Staat ist keine vorgegebene Größe, sondern bildet sich ständig im Prozess der Meinungs- und Willensbildung durch Parteien, Verbände, öffentliche Meinung und die verfassungsmäßigen Organe. An diesem Prozess sind immer auch Personen beteiligt, die zugleich Glieder von Kirchen sind. 
· Für eine in die Öffentlichkeit wirkende und auf vielen Gebieten der Gesellschaft mitarbeitende Kirche ergibt sich daraus die Notwendigkeit, auch innerhalb der Kirche Formen demokratischer Meinungs- und Willensbildung zu finden. Nach außen tritt die “Kirche“ entweder offiziell als Verband und Institution durch ihre Organe oder privat im öffentlichen Handeln vieler einzelner Kirchenglieder in Erscheinung. 
· Der liberal - demokratische Staat westlicher Prägung will heute erklärtermaßen allgemein sich weltanschaulich neutral verhalten. Dies schließt jedoch nicht aus, dass der Staat so gut wie möglich das kirchliche und religiöse Leben in der Gesellschaft positiv gewähren lässt. Daraus entwickelte sich in der Weimarer Republik und in der Zeit nach 1945 in der Bundesrepublik das System der Koordination, ein System freiheitlicher Zuordnung der beiderseitigen Aufgaben und des beiderseitigen Wirkens. Es besteht zwar der Grundsatz der Trennung von Kirche und Staat, jedoch eröffnet die Ordnung des demokratischen Gemeinwesens den Kirchen die Möglichkeit, einen vom Staat durchaus erwünschten spezifischen Beitrag in der Öffentlichkeit zu geben, wofür die Kirchen dann auch eine entsprechende staatliche Unterstützung erwarten können. 
Verhältnis von Kirche und Staat in der Bundesrepublik

Das im Grundgesetz festgehaltene religionspolitische System der Bundesrepublik Deutschland übernimmt durch Art. 140 einige Artikel der Verfassung des Deutschen Reiches von 1919. Danach besteht keine Staatskirche (Art. 140 GGI = Art. 137 I WRV2). Der Staat darf also von seinen Bürgern kein bestimmtes oder überhaupt ein weltanschauliches oder religiöses Bekenntnis verlangen (weltanschauliche Neutralität) und auch keine bestimmte Religionsgemeinschaft bevorzugen (Parität). 

Es gilt der Grundsatz der Gewissens-, Bekenntnis- und Religionsfreiheit (Art. 4 GG). Dieses Recht soll so umfassend gewährt werden, dass es erst an der Wertordnung des GG selbst seine Grenze findet. Die Religionsfreiheit bezieht sich dabei nicht nur auf die innere Überzeugung, sondern auch auf die Ausübung der Religion. 

In dem vom Staat gewährten Selbstbestimmungsrecht der Kirchen kann man den Kern des kirchenpolitischen Systems der Bundesrepublik Deutschland sehen. Auch in diesem Zusammenhang wird die Rechtsnorm der WRV übernommen, nach der jede Religionsgemeinschaft ihre Angelegenheiten selbständig ordnen und verwalten kann (Art. 140 GG = Art. 137 II WRV). Daraus lässt sich eine weitgehende Freistellung der Kirchen von Gesetzen ableiten (z. B. vom Betriebsverfassungsgesetz). Die Kirchen sind "Körperschaften des öffentlichen Rechts" und haben mit dieser Rechtsform Dienstherreneigenschaft sowie das Besteuerungsrecht. 
Sofern andere Religionsgemeinschaften "durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten", kann auch ihnen dieser Rechtsstatus gewährt werden. 

Zum kirchlichen Selbstverwaltungsrecht tritt noch der Schutz des Sonntags und der staatlich anerkannten kirchlichen Feiertage. Dabei muss es dem Bürger im Sinne der Religionsfreiheit freigestellt bleiben, wie er diese Zeiten verbringt. Auf der anderen Seite soll es den Kirchen möglich sein, an diesen Zeiten ihre Religion auszuüben (Art. 140 GG 

= Art. 139 WRV). 
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